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importance that we stop the spread of the virus. The EU and 
its Member States should call on governments to immedi-
ately end any and all deliberate interference with the right 
to access and share information, a human right and vital to 
any public health and humanitarian response to COVID-19.

•	 Companies should not exploit this crisis for their own be-
nefit: Tech companies, and the private sector more broadly, 
need to respect existing legislation in their efforts to contri-
bute to the management of this crisis. While innovation will 
hopefully have a role in mitigating the pandemic, companies 
should not abuse the extraordinary circumstances to mone-
tise information at their disposal.
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Humanistische Union

Grundrechte gehören nicht in Quarantäne

Die Humanistische Union formuliert Forderungen zur Corona-Pandemie

Die Humanistische Union versteht sich als radikale Verfechterin 
der Grund-, Bürger- und Menschenrechte in ihrer ganzen Breite. 
Sie sieht heute mit Sorge, wie diese Rechte in der momenta-
nen Krisensituation zunehmend eingeschränkt werden. Von den 
einschränkenden Maßnahmen sind nahezu alle Grundrechte be-
troffen. Grundrechte sind aber keine Schönwetterrechte, sie sol-
len sich gerade auch in Bedrohungslagen bewähren! Sie müs-
sen daher gerade in Zeiten wie diesen, wo ihre weitgehende 
Aussetzung von einer Mehrheit unterstützt wird, verteidigt wer-
den. „Das Corona-Virus hat unser Leben in einem vorher un-
vorstellbarem Maße in eine Zwangspause katapultiert, aber für 
die Verteidigung von Grundrechten gibt es keine Pause“, er-
klärte Werner Koep-Kerstin, der Bundesvorsitzende der Huma-
nistischen Union.

Nur wenn jeder Grundrechtseinschränkung transparente und 
demokratische politische Entscheidungen zugrunde liegen, kann 
die notwendige Akzeptanz einschneidender Maßnahmen weiter 
gewährleistet werden. Der fast vollständige Übergang der Ent-
scheidungsgewalt an die Exekutive des Staates in Bund und Län-
dern ohne parlamentarische Mitwirkung ist erschreckend. Die 
zur Bekämpfung der Pandemie getroffenen Maßnahmen resul-
tieren in einer Form von Ausnahmezustand, wie es ihn seit dem 

Zweiten Weltkrieg nicht mehr gegeben hat. Es ist unerlässlich, 
dass ausschließlich demokratische Institutionen über derartige 
Maßnahmen entscheiden – und nur im Rahmen der ihnen vom 
Grundgesetz verliehenen Kompetenzen. Das gilt sowohl für die 
klassischen drei Gewalten als auch für die föderalen Strukturen. 
Politische Entscheidungen müssen transparent vorbereitet und 
getroffen werden; wissenschaftliche Erkenntnisse sind dafür die 
Grundlage, dürfen aber die Entscheidungen nicht determinieren. 
Es gibt keine alternativlosen Entscheidungen!

Die Humanistische Union fordert:

•	 Jede Maßnahme, die wegen der Pandemie Grundrechte ein-
schränkt oder ihre Geltung aussetzt, muss befristet sein. Be-
vor die Fortgeltung solcher Maßnahmen angeordnet wird, 
muss demokratisch überprüft werden, ob sie zur Erreichung 
des angestrebten Ziels noch die geeignetsten und mildes-
ten Mittel sind, und ob sie noch angemessen sind. Dazu ge-
hört die transparente und sorgfältige Abwägung der mit der 
Grundrechtseinschränkung verbundenen Risiken. Bei allen 
Maßnahmen müssen auch die damit verbundenen ande-
ren Risiken (z. B. das Risiko häuslicher Gewalt) berücksich-
tigt werden.
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•	 Zu einer demokratischen Überprüfung der Fortgeltung von Grund-
rechtseinschränkungen gehört zwingend die Mitwirkung parla-
mentarischer Körperschaften. Anderslautende Ermächtigungen 
der Exekutive sind wegen ihrer Verfassungswidrigkeit aufzuheben.

•	 Einschränkungen des Versammlungsrechts, die über das 
durch den Infektionsschutz gebotene Maß hinausgehen, 
sind sofort zurückzunehmen. Die Humanistische Union be-
grüßt daher die jüngste Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts, dass bei Anmeldungen von Versammlungen 
die Behörden ihren Ermessensspielraum nutzen und kon-
krete Einzelfallprüfungen vornehmen müssen.

•	 Derzeit wird über eine Corona-App als Allheilmittel zur Nach-
verfolgung von Infektionsketten zur Eindämmung der Pan-
demie diskutiert. Der stellvertretende Bundesvorsitzende der 
Humanistischen Union, der Informatiker Stefan Hügel, warnt: 
„Eine solche Corona-App birgt erhebliche Risiken für den Da-
tenschutz und damit für die Persönlichkeitsrechte bei gleich-
zeitig unklarem Nutzen für den angestrebten Zweck.“ Die Er-
wartungen an eine Corona-App müssen daher klar formuliert 
werden, und die App muss so entwickelt werden, dass sie ihren 
Zweck und die notwendigen Datenschutzstandards erfüllt.

•	 Es müssen datenschutzfreundliche und sichere Lösungen für 
mobiles Arbeiten entwickelt werden. Dabei müssen die Las-

ten gerecht und nicht einseitig auf die Arbeitnehmer abge-
wälzt werden.

•	 Die staatlichen Versäumnisse bei der Digitalisierung müssen 
aus aktuellem Anlass benannt werden, um sie zu beseitigen.

•	 Die Privatisierung großer Teile der öffentlichen Infrastruktur 
muss auf den Prüfstand.

•	 Es muss im Hinblick auf zukünftige Krisen, insbesondere in 
Folge des Klimawandels, geklärt werden, was wir aus der 
Corona-Krise lernen können bzw. müssen. Die Wahrung der 
Grundrechte muss Staat und Gesellschaft bei jeder Krisenbe-
wältigung leiten.

•	 Die Notversorgung und Evakuierung der Flüchtlinge in den 
durch die Corona-Krise besonders bedrohten Flüchtlingsla-
gern an der Südgrenze der Europäischen Union müssen durch 
eine europäische, humanitäre Lösung sichergestellt werden.

Diese Pressemitteilung beruht auf einem Positionspapier der 
Humanistischen Union zur Corona-Krise. Das Papier kann auf 
der Webseite der Humanistischen Union (www.humanistische-
union.de) abgerufen werden.

Die Zivilgesellschaft

Aus der Krise lernen: Digitale Zivilgesellschaft stärken!

Als zivilgesellschaftliche Organisationen, die sich für eine unabhängige digitale Infrastruktur und freien Zugang zu Wissen einsetzen, 
fordern wir: „Der Aufbau eines gemeinwohlorientierten digitalen Ökosystems muss endlich politische Priorität bekommen!“

In Krisensituationen zeigt sich die Bedeutung von unabhängigen 
und belastbaren digitalen Infrastrukturen, die es Menschen, Or-
ganisationen und Firmen ermöglichen, ihren alltäglichen Aufga-
ben nachzukommen. Von den Umstellungen zur Eindämmung 
von Covid-19 haben bislang vor allem die großen Technologie-
konzerne profitiert: Die Verlagerung des Lebens in die digitale 
Sphäre beschert ihnen größere Marktanteile, Nutzungszahlen 
und Datensammlungen. Um in Krisenzeiten nicht von ihnen ab-
hängig zu sein, braucht es ein aktives digitales Ökosystem, das 
echte Wahlmöglichkeiten bietet.

Software und dezentrale Plattformen ohne kommerziellen Hin-
tergrund stammen oft aus gemeinwohlorientiertem Engage-
ment. Nicht nur Unternehmen und Selbständigen bricht gerade 
die Finanzierung weg, sondern auch ehrenamtlich getragenen 
Organisationen. Wichtige Teile unserer digitalen Infrastruktur 
beruhen auf ihrer Arbeit. Für sie gibt es aber kein milliarden-
schweres Hilfspaket.

Um besser vorbereitet zu sein für zukünftige Krisensituationen, 
muss ihre Arbeit gestärkt werden. Das Gute ist: Es gibt bereits 
ein weitreichendes Netz an Menschen und Organisationen, die 
gemeinsam an dezentraler und damit widerstandsfähiger digi-
taler Infrastruktur arbeiten und so die Grundlage dafür schaf-
fen, dass wir in der nächsten Krise besser aufgestellt sind. Sie 

arbeiten an freiem Zugang zum Internet wie die Initiativen für 
freie Funknetze, der Bereitstellung von sicheren Kommunikati-
onswegen, Angeboten zu Freiem Wissen bis hin zu Open-Data- 
und Freien-Software-Anwendungen. Bisher erhalten sie dafür 
noch nicht genug Unterstützung von öffentlicher Seite. Jetzt 
liegt es an der Politik, auf sie zuzugehen und sie zu unterstüt-
zen.

Um langfristig und damit nachhaltig zivilgesellschaftliches Enga-
gement und den Erhalt eines gemeinwohlorientierten digitalen 
Ökosystems zu fördern, schlagen wir folgende konkrete Maß-
nahmen vor – denn nach der Krise ist vor der Krise, wenn alles 
beim Alten bleibt:

Öffnung der Digitalpolitik für  
gesellschaftlichen Input

Digitalpolitik, die das Gemeinwohl ins Zentrum stellt, lässt sich 
nur gemeinsam mit gesellschaftlichen Akteurinnen, Akteuren 
und Initiativen verwirklichen. Hierfür muss sich die Politik noch 
weiter für Vorschläge aus der Gesellschaft öffnen und diese in 
die Politikgestaltung miteinbeziehen. Dazu braucht es die Aner-
kennung zivilgesellschaftlicher Expertise und ein klares Bekennt-
nis, deren Wissen und Kompetenzen zu nutzen.
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